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A n t r a g  
 
Der Landtag wolle beschließen, 
 

die Landesregierung zu ersuchen 
 

zu berichten, 
 
1. wieso es nicht möglich ist, bürgerlich-demokratische Teilnehmer vom links -

extremistischen Spektrum trennscharf zu unterscheiden, wie in Drucksache 
16/4879 geschrieben;  

 
2. ob diese Unterscheidung bei der Identitären Bewegung möglich ist (wenn ja, 

bitte mit Angabe des Grundes); 
 
3. ob ihr die 860 genannten Personen der Antifa sowie die 80 Personen der Iden-

titären Bewegung namentlich bekannt sind; 
 
4. welche konkrete tatbestandsmäßige, rechtswidrige und schuldhafte Handlung 

bzw. welcher konkrete Lebenssachverhalt dem jeweiligen Beschuldigten (Iden-
titäre Bewegung und Antifa) bei den einzelnen genannten Delikten vorgewor-
fen wird; 

 
5. welche konkreten personellen Überschneidungen ihr zwischen Linksextremis -

ten und den genannten Parteien unter Ziffer 6 der Drucksache 16/5132 bekannt 
sind, da sie diese nicht ausschließt, sondern lediglich als „wenig erfolgreich“ 
und als „eher die Ausnahme“ bezeichnet; 

 
6. aufgrund welcher Erkenntnisse die Landesregierung Demonstrationen in Kan-

del/Rheinland-Pfalz als „asyl- und fremdenfeindlich“ bezeichnet;

Antrag 
 
der Abg. Dr. Christina Baum u. a. AfD 

 

und 

 

Stellungnahme 
 
des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migration

Nachfragen zu Drucksache 16/5132 und 16/4879

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet 
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.
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7. wieso nicht wie in Drucksache 16/5132 beschrieben („Ein gemeinsames bzw. 
nebeneinander Auftreten bei Veranstaltungen oder ein Zusammenwirken in 
Bündnisstrukturen lässt jedoch nicht ohne Weiteres Rückschlüsse auf eine ex-
tremistische Ausrichtung der beteiligten Organisationen zu“) auch in Druck -
sache 16/4879 auf diesen Punkt hingewiesen bzw. auf diese Erklärung verzich-
tet wird. 

 
 
17. 01. 2019 
 
Dr. Baum, Sänze, Dr. Merz, Dr. Podeswa, Klos AfD 
 
 
 
 
 
B e g r ü n d u n g  
 
Im Zuge der Antwort auf den Antrag der Abgeordneten Alexander Maier u. a. 
GRÜNE – „Identitäre Bewegung“ in Baden-Württemberg“ – und der Antwort auf 
den Antrag der Abgeordneten Dr. Christina Baum u. a. AfD –„Antifa“ in Baden-
Württemberg“ – haben sich noch Fragen ergeben, die hiermit beantwortet werden 
sollen. 
 
 
 
 
 
S t e l l u n g n a h m e  
 
Mit Schreiben vom 12. Februar 2019 Nr. 4-0141.5/16/5532/ nimmt das Ministe -
rium für Inneres, Digitalisierung und Migration im Einvernehmen mit dem Minis -
terium der Justiz und für Europa zu dem Antrag wie folgt Stellung: 
 
 

Der Landtag wolle beschließen, 
 

die Landesregierung zu ersuchen 
 

zu berichten, 
 
 

1. wieso es nicht möglich ist, bürgerlich-demokratische Teilnehmer vom links -
extremistischen Spektrum trennscharf zu unterscheiden, wie in Drucksache 
16/4879 geschrieben;  

 
Zu 1.: 
 
Eine „trennscharfe“ Unterscheidung zwischen Extremisten und Nichtextremisten 
ist mangels eindeutiger optischer Unterscheidungsmerkmale nur in Ausnahmefäl-
len möglich, zum Beispiel im Falle des Auftretens eines einheitlich gekleideten 
sogenannten Schwarzen Blocks oder durch das Mitführen von klar zuordenbaren 
Fahnen oder Bannern. 
 
 

2. ob diese Unterscheidung bei der Identitären Bewegung möglich ist (wenn ja, 
bitte mit Angabe des Grundes); 

 
Zu 2.: 
 
Zwar verfügt die „Identitäre Bewegung“ (IB) mit dem Lambda-Symbol über ein 
Wiedererkennungsmerkmal, allerdings werden weder das Symbol noch spezielle 
IB-Kleidung bei allen Veranstaltungen getragen, an denen die IB teilnimmt. Eine 
klare Unterscheidung ist deshalb auch hier nicht immer gegeben.
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3. ob ihr die 860 genannten Personen der Antifa sowie die 80 Personen der Iden-
titären Bewegung namentlich bekannt sind; 

 
Zu 3.: 
 
Nein. 
 
 

4. welche konkrete tatbestandsmäßige, rechtswidrige und schuldhafte Handlung 
bzw. welcher konkrete Lebenssachverhalt dem jeweiligen Beschuldigten (Iden-
titäre Bewegung und Antifa) bei den einzelnen genannten Delikten vorgewor-
fen wird; 

 
Zu 4.: 
 
Den in der Bezugsdrucksache 16/4879 aufgeführten Delikten, bei denen Beschul-
digte ermittelt werden konnten, liegen nachfolgend aufgeführte Tatvorwürfe zu-
grunde: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den in der Bezugsdrucksache 16/5132 genannten Delikten, die bei der Polizei 
 Baden-Württemberg unter dem Oberbegriff „Antifaschismus“ erfasst wurden und 
bei denen Beschuldigte ermittelt werden konnten, liegen nachfolgend aufgeführte 
Tatvorwürfe zugrunde:

Datum/Ort  Straftaten   Tatvorwurf 
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Tatzeit Tatort Delikt Tatvorwurf 
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Tatzeit Tatort Delikt Tatvorwurf 
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Es wird darauf hingewiesen, dass die statistische Erfassung Politisch motivierter 
Kriminalität (PMK) auf der Grundlage des bundeseinheitlichen Kriminalpolizei -
lichen Meldedienstes (KPMD) erfolgt. Mit Beschluss der Ständigen Konferenz 
der Innenminister und -senatoren der Länder vom 10. Mai 2001 sind rückwirkend 
zum 1. Januar 2001 mit dem „Definitionssystem Politisch motivierte Krimina-
lität“ und den „Richtlinien für den Kriminalpolizeilichen Meldedienst in Fällen 
politisch motivierter Kriminalität (KPMD-PMK)“ die bundesweit einheitlich gel-

Tatzeit Tatort Delikt Tatvorwurf 
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tenden Kriterien zur Definition und Erfassung politisch motivierter Straftaten in 
Kraft gesetzt worden. Im Übrigen handelt es sich bei der PMK-Statistik um eine 
Eingangsstatistik. Die Fallzahlen sowie die Einordnung können daher fortlaufend 
Änderungen unterliegen. 
 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass die justizielle Bewertung der Delikte 
teilweise von der polizeilichen Erfassung abweicht und sich somit nachträglich 
Änderungen bezüglich der Zähldelikte ergeben können.  
 
 

5. welche konkreten personellen Überschneidungen ihr zwischen Linksextremis -
ten und den genannten Parteien unter Ziffer 6 der Drucksache 16/5132 bekannt 
sind, da sie diese nicht ausschließt, sondern lediglich als „wenig erfolgreich“ 
und als „eher die Ausnahme“ bezeichnet; 

 
Zu 5.: 
 
Zu personellen Überschneidungen mit nicht beobachteten Parteien liegen auf-
grund der fehlenden systematischen Erfassung in der Regel keine belastbaren und 
verallgemeinerungsfähigen Erkenntnisse vor. 
 

Die in der Antwort zu Drucksache 16/5132 gegebenen fachlichen Einschätzungen 
sind uneingeschränkt gültig. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass sich die 
 Formulierung „wenig erfolgreich“ in der Antwort zu Ziffer 6 der Drucksache 
16/5132 nicht in erster Linie auf etwaige personelle Überschneidungen zwischen 
Linksextremisten und den in der Frage 6 der Drucksache 16/5132 genannten Par-
teien bezieht, sondern insbesondere auf den Versuch, inhaltlich auf die Willens-
bildung und Entscheidungsfindung dieser Organisationen Einfluss zu nehmen. 
 

Darüber hinaus findet sich die von den Antragstellern zitierte Formulierung „eher 
die Ausnahme“ nicht in der Antwort zu Ziffer 6 der Drucksache 16/5132, sondern 
in der Antwort zu Ziffer 8 und ist deshalb in einem anderen Sachzusammenhang 
zu sehen. Danach ist die Mitgliedschaft von Autonomen in anderen linksextremis -
tischen Organisationen und Parteien als der Interventionistischen Linken zwar 
nicht auszuschließen, dürfte wegen deren prinzipieller Organisationsfeindlichkeit 
aber eher die Ausnahme darstellen.  
 
 

6. aufgrund welcher Erkenntnisse die Landesregierung Demonstrationen in Kan-
del/Rheinland-Pfalz als „asyl- und fremdenfeindlich“ bezeichnet; 

 
Zu 6.: 
 
Das Landesamt für Verfassungsschutz Baden-Württemberg ist zwar regional 
nicht für die Aktivitäten zuständig, die sich im rheinland-pfälzischen Kandel er-
eignen, aufgrund der Teilnahme von Personen aus Baden-Württemberg liegen 
aber Einzelerkenntnisse hierzu vor.  
 

Die von den Antragstellern zitierte Aussage in der Drucksache 16/4879 bezieht 
sich nicht nur auf die Demonstration in Kandel, sondern auch auf ähnliche De-
monstrationen in Chemnitz/Sachsen und Köthen/Sachsen-Anhalt. Bei allen drei 
Veranstaltungen konnte beobachtet werden, dass neben Personen aus dem bürger-
lichen Spektrum auch Akteure aus dem rechtsextremistischen Spektrum teilge-
nommen haben. 
 

Darüber hinaus finden sich in öffentlichen Bekundungen einzelner Teilnehmer-
gruppen der Versammlungen in Kandel asyl- und fremdenfeindliche Positionen. 
So wurde beispielsweise gefordert, dass der Bau von Moscheen in Deutschland 
verboten werden solle, was wiederum insbesondere gegen die durch Art. 4 Abs. 2 
Grundgesetz geschützte Religionsfreiheit verstoßen würde. Außerdem wurde der 
sofortige Stopp jedweder Zuwanderung nach Deutschland verlangt und Migran-
ten pauschalisierend ein Hang zu Gewalt und Kriminalität unterstellt. Die De-
monstrationen, die sich seitens der Veranstalter primär gegen die ihrer Ansicht 
nach verfehlte Flüchtlingspolitik der Bundesregierung richten, wurden so von der 
rechtsextremistischen Szene für Kundgebungen gegen Ausländer im Allgemeinen 
genutzt.
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7. wieso nicht wie in Drucksache 16/5132 beschrieben („Ein gemeinsames bzw. 
nebeneinander Auftreten bei Veranstaltungen oder ein Zusammenwirken in 
Bündnisstrukturen lässt jedoch nicht ohne Weiteres Rückschlüsse auf eine ex-
tremistische Ausrichtung der beteiligten Organisationen zu“) auch in Druck -
sache 16/4879 auf diesen Punkt hingewiesen bzw. auf diese Erklärung verzich-
tet wird. 

 
Zu 7.: 
 
Besagter klarstellender Hinweis wurde in der Drucksache 16/5132 aufgenommen, 
da „Antifa“-Gruppierungen vielfach an Bündnissen mitgewirkt haben, an denen 
mehrheitlich nichtextremistische Akteure beteiligt waren. Da die IB nur in gerin-
gerem Maße an entsprechenden Bündnissen beteiligt war, es mithin auch nur ein-
zelne öffentlich wahrnehmbare Situationen des Nebeneinanders mit nichtextre -
mistischen Akteuren gab, erschien eine entsprechende Klarstellung in der Druck-
sache 16/4879 nicht zwingend geboten. 
 
 
In Vertretung 
 
 
Würtenberger 
 

Staatssekretär


